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von „Stabilisierungseinsatz“, einer
„kritischen Lage“ oder einer „Situa-
tion, die die Frauen und Männer be-
sonders herausfordert“. Inzwischen
windet sich Verteidigungsminister
Karl-Friedrich zu Guttenberg (CSU)
bereits um das Wort „Krieg“ herum,
soll er beschreiben, was am Hindu-
kusch tatsächlich abläuft und Au-
ßenminister Guido Westerwelle
(FDP) spricht neuerdings von ei-
nem „bewaffneten Konflikt im Sinne
des humanitären Völkerrechts“.

Was immer auch unter dieser Defini-
tion zu verstehen sein mag: Wer
einen Krieg führt, muß sagen, wel-
che Kriegsziele er verfolgt. Der
Kampf gegen den Terrorismus in
Afghanistan zieht nicht mehr, denn
die Taliban haben ihre dortigen
Stützpunkte längst in andere Län-
der verlagert. Jetzt wollen sie die
Macht in Kabul und die „Besatzer“
aus dem Land treiben, in dem der
Konflikt längst zum Bürgerkrieg
mutiert ist.

Wenn die internationale Gemein-
schaft das verhindern will, sind
mehr Soldaten, mehr Waffen und
weitere harte Kämpfe nötig, so das
Fazit der Internationalen Afghani-
stan-Konferenz Ende Januar in Lon-
don. Ob das alles irgendwann zum
gewünschten Ergebnis führt, weiß
die Konferenz mit Teilnehmer von
mehr als 60 Nationen auch nicht.

Deutschland im Krieg am Hindukusch
Wie soll es in Afghanistan weiter gehen?

Fortsetzung auf Seite 5

„K rause-Reisen“ stand
draußen auf dem ge-
charterten, zivilen Bus,

der vor acht Jahren die ersten
deutschen Bundeswehr-Soldaten
zu ihrem Flug nach Afghanistan
brachte. Drinnen summte die Kli-
maanlage. Verlogener kann ein
Bild für die Medien kaum noch
gemalt werden. Und es ging so wei-
ter: Soldaten, die mit einheimi-
schen Kindern Drachen steigen
ließen, Brunnenbauer in Uniform
und winkende Militärkolonnen
flimmerten über die Bildschirme.

Inzwischen gehören durchgedrehte
deutsche Soldaten zum Täter-Team
des sonntäglichen „Tatort“-Krimis
im Fernsehen. Kein Wunder, stieg
doch die Zahl der uniformierten

Frauen und Männer mit „posttrau-
matischen Belastungsstörungen“
von 245 im Jahr 2008 auf 466 im ver-
gangenen Jahr, „418 davon in Afgha-
nistan“, so ein Bundeswehrsprecher.
Und dann sind da ja auch noch die
bislang 36 Toten. „Gefallene“ mag
sie die offizielle Politik noch nicht
nennen, sprach man doch bisher nur

Baustelle Zwei: Die Bundeswehr in Afghanistan. Deutsche Objektschützer begleiten Afghanis in einem Dorf

Foto:  Deutsche Luftwaffe / Herbert Albring

Venezuela: Keine Presse-
freiheit unter Hugo Chávez

(IMH/dafm)). Wie die Internationa-
le Gesellschaft für Menschenrechte
(IGFM) berichtet, entzog der vene-
zolanische Präsident Hugo Chávez
dem ältesten oppositionellen Fern-
sehkanal RCTV jetzt auch die Lizenz
zum Senden über Kabel, nachdem
der Kanal bereits seit 2007 nicht
mehr frei über Antenne zu empfan-
gen ist. Mit RCTV wurden auch fünf
kleinere Fernsehsender aus dem
Kabelnetz entfernt. Den Entzug der
Sendelizenz begründete die venezo-
lanische Regierung mit dem Nicht-
beachten von Vorschriften über die
Programmgestaltung. Die betroffe-
nen Sender wollten die Live-Aus-
strahlung von stundenlangen Chá-
vez-Reden oder die Ausstrahlung
der Nationalhymne um 12 und 18
Uhr nicht senden. Bereits im August
hatte die Regierung 33 Radio- und
einen Fernsehsender geschlossen
und insgesamt 240 weiteren Medien
mit der Schließung gedroht. Die
IGFM sieht in der Intensivierung
des Kreuzzuges gegen die Presse-
freiheit ein Zeichen für die Angst
von Chávez vor einer Niederlage bei
den anstehenden Parlamentswah-
len im September. In der Bevölke-
rung wächst der Unmut über den
diktatorisch regierenden Präsiden-
ten und Chef der Sozialistischen
Einheitspartei Venezuelas (PSUV),
da die Wirtschaft und die Energie-
versorgung am Boden liegen.

Israel: Gesetzentwurf
erschwert Journalisten
den Wechsel in die Politik
(IMH/dafm). Nach einem Gesetzes-
antrag von zwei Abgeordneten sol-
len Medienmacher zwischen einem
halben und einem ganzen Jahr aus-
setzen, bevor sie in die Politik wech-
seln können. Der Gesetzesvorschlag
ist allgemein gehalten, doch israeli-
sche Medien spekulieren, er ziele
auf den TV-Moderator Yair Lapid,
der in Israel sehr beliebt ist. Dieser
hatte angedeutet, wie sein inzwi-
schen verstorbener Vater Tommy La-
pid in die Politik wechseln zu wollen.
Lapid, so die Befürchtungen man-
cher Abgeordneter, könnte die Stim-
men vieler unzufriedener Wähler
aus unterschiedlichen politischen
Lagern bündeln. Derzeit sitzen vier
Journalisten als Abgeordnete in der
Knesset. 

“Wer einen Krieg
führt, muß sagen,
welche Kriegsziele

er verfolgt.”


